
Auf einen Blick

Die zum Jahresbeginn von Nokia ange-
kündigte Werkschließung in Bochum hat 

einmal mehr das vermeintliche Ausgeliefert-
sein von Belegschaften im Standortwett-

bewerb gezeigt. Die Belegschaften und ihre 
Organisationen haben jedoch heute schon 
mehr Einwirkungsmöglichkeiten auf solche 

Kapitalentscheidungen, als allgemein 
bekannt ist, z. B. durch den Europäischen 
Betriebsrat. Zukünftig gilt es, die Institu-
tionalisierung eines Europäischen Sozial-

modells des Interessenausgleichs als funk-
tionierendes Pendant zur Wirtschafts- und 

Währungsunion weiter auszubauen und 
gewerkschaftliche Gegenstrategien zu 
verfeinern. Dazu gehört, die Repräsen-

tativität und den Organisationsgrad von 
EBRs zu verbessern sowie der Ausbau von 

Mitbestimmungsrechten bei Standort-
entscheidungen (VW-Gesetz).

Die Ereignisse um die Verlagerung der Waschmaschi-
nenproduktion des schwedischen Konzerns Elektro-
lux von Nürnberg nach Polen 2006, die Produktions-
aufgabe von Mobilfunkgeräten des taiwanesischen 
Konzerns BenQ in Kamp-Lintfort 2007 und nun – 
im Januar 2008 – die Ankündigung des fi nnischen 
Konzerns Nokia, seine Mobilfunkproduktion aus 
Kostengründen komplett aus Deutschland (Bochum) 
nach Rumänien zu verlagern, sprechen eine deut-
liche Sprache: Die Öffnung des europäischen Marktes 
für Produkte und Dienstleistungen, insbesondere 
die Beseitigung aller Hemmnisse für den Transfer 
von Kapital und Arbeitsleistungen, die Einführung 
einer gemeinschaftlichen Währung sowie schließ-
lich die Ost- und Südosterweiterung nach Bulgarien 
und Rumänien im Jahr 2007 kennzeichnen einen 
beschleunigten ökonomischen Integrationsprozess 
der Europäischen Union. Aktuelle wissenschaftliche 
Untersuchungen bestätigen, dass sich gerade mit 
den jüngsten Erweiterungen der EU die gesamtwirt-
schaftlichen Rahmenbedingungen und Optionen 
für die Entwicklung von Branchen, Unternehmen 
und europäischen Regionen nachhaltig verändert 
haben.2 Trotz eines einheitlichen Rechtsrahmens des 
„Acquis communautaire“ bestehen weiterhin gra-
vierende Unterschiede in den Arbeits- und Lebens-
bedingungen der Menschen sowie in den Entwick-
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lungsperspektiven von Branchen, Unternehmen 
und Regionen. So liegt z. B. die Wirtschaftskraft 
Rumäniens mit 34,7% und Bulgariens mit 32,1% 
im Jahr 2006 deutlich unter dem Niveau der 25 
EU-Staaten; entsprechend liegen auch die Löhne 
in der bulgarischen und rumänischen Metall- 
und Elektroindustrie – trotz einer beachtlichen 
Verdoppelung in den letzten zehn Jahren – bei 
nicht einmal 10% des Lohnniveaus der westli-
chen EU-Länder.3 Für den Nokia-Vorstand sind die 
Lohnkostenunterschiede das entscheidende Ar-
gument für die Standortverlagerung von Bochum 
nach Rumänien und Ungarn. Eine Angleichung 
von Wirtschaftskraft, Produktivität und Löhnen 
ist innerhalb der EU 27 auf viele Jahrzehnte nicht 
in Sicht. Ursache für diese gravierenden sozialen 
Unterschiede und den daraus resultierenden Exit-
Optionen von Unternehmen und wachsenden so -
zialen Spannungen innerhalb der EU ist das Feh-
len eines tragfähigen Pendants zur Wirtschafts- 
und Währungsunion, nämlich die Institutiona-
lisierung eines „Europäischen Sozialmodells“. 
Denn ohne eine entwickelte Sozialunion wird 
sich das Machtverhältnis zwischen Arbeitneh-
mern/Gewerkschaften und Kapital immer weiter 
zugunsten der großen europäischen Konzerne 
ver schieben.

Ohne „Sozialen Dialog“ 
kein „Europäisches Sozialmodell“

Was die Menschen heute in der EU verunsichert 
und sie den Glauben an ein Europäisches Sozial-
modell und an einen Interessenausgleich verlie-
ren lässt, sind einseitig beschlossene Produktions-
verlagerungen aus den Kernländern der EU in die 
neuen Mitgliedstaaten, insbesondere wenn die 
Verlagerungen von Betriebsstätten einerseits mit 
dramatischen Arbeitsplatzverlusten in den Kern-
ländern einhergehen und andererseits mit Steuer-
geldern unter dem Deckmantel regionaler Struk-
turentwicklung subventioniert werden. Durch 
diese sozial unverantwortlichen Unternehmens-
strategien gerät der Grundkonsens über den so-
zialen Kernbestand Europas in Gefahr, der sich 
im Leitbild eines Europäischen Sozialmodells 
ma nifestiert. Im Zentrum des europäischen So-
zialmodells steht der institutionalisierte „Soziale 
Dialog“ zwischen Kapital und Arbeit, in welchem 
die Modernisierung der industriellen Strukturen 
Europas, der soziale Interessenausgleich zwischen 
den europäischen Regionen und die Konturen 
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Europäischer Arbeitsbeziehungen ausgehandelt 
werden sollen. Der „Soziale Dialog“ charakteri-
siert dabei ein elementares soziales Bürgerrecht, 
in dem politische Beteiligungsrechte auch in der 
wirtschaftlichen Sphäre von Betrieb und Unter-
nehmung der EU verankert werden, wie die 
 uneingeschränkte Koalitionsfreiheit, das Recht 
auf Kollektivverhandlungen und der Ausschluss 
von Diskriminierung aufgrund von Alter, Ge-
schlecht, religiöser und politischer Orientierung. 
Grundlage des „Europäischen Sozialmodells“ stel-
len die wirklichen Partizipationsmöglichkeiten der 
Beschäftigten in der Wirtschaft und daraus er-
wachsende, authentische Institutionen der Ar-
beitnehmer sowohl auf betrieblicher als auch auf 
Branchenebene dar.

Der Europäische Betriebsrat – das 
derzeitige Kernstück des Sozialen 
Dialogs

Eine Institution des „Sozialen Dialogs“ innerhalb 
der EU ist seit 1994 der Europäische Betriebsrat 
(EBR). Dieser ist in allen Unternehmen zu bilden, 
die über mehr als 1000 Mitarbeiter verfügen und 
in mindestens zwei EU-Ländern über Betriebs-
stätten mit 150 Mitarbeitern verfügen. Im Jahr 
2008 sind deutlich mehr als 2000 Unternehmen 
in der EU gesetzlich verpfl ichtet, einen EBR zu 
bil den. Wirklich einen EBR eingeführt haben bis-
lang nur ca. 800 Unternehmen. Nur eine Minder-
heit von 40% EBR-fähigen Unternehmen verfügt 
in der EU also über einen EBR mit insgesamt 14,5 
Millionen Arbeitnehmern. Hier existiert reichlich 
Nachholbedarf bei der Einrichtung von Europä-
ischen Betriebsräten. 

Der EBR soll das Recht auf grenzübergreifen-
de Unterrichtung und Anhörung der Arbeitneh-
mer in gemeinschaftsweit tätigen Unternehmen 
und Unternehmensgruppen verwirklichen. Die 
grenzübergreifende Unterrichtung und Anhö-
rung der Arbeitnehmer über die Entwicklung der 
Geschäftslage erstreckt sich in einem Unterneh-
men auf alle in einem Mitgliedstaat liegenden 
Be triebe sowie in einer Unternehmensgruppe auf 
alle Unternehmen, die ihren Sitz in einem Mit-
gliedstaat haben. Die Anhörung im Sinne dieses 
Gesetzes bezeichnet die Einrichtung eines Sozia-
len Dialogs zwischen den Arbeitnehmervertre-
tern und dem Management über die wirtschaft-
lichen Potentiale eines Unternehmens. 
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Produktionsverlagerungen – 
Handlungsoptionen für Europäische 
Betriebsräte

Standortentscheidungen sind unternehmerische 
Grundentscheidungen, die wegen ihres langfris-
tigen Einfl usses auf die Wettbewerbsfähigkeit der 
Unternehmen und auf die Arbeitsplatzentwick-
lung in Deutschland von hoher strategischer Be-
deutung sowohl für das Unternehmen als auch 
für die Beschäftigten und ihre Interessenvertre-
tungen sind. Entscheidungen über Produktions-
verlagerungen in Länder mit einem niedrigen 
Kostenniveau sind dabei aufgrund ihrer Beschäf-
tigungseffekte ein besonderes Handlungsfeld von 
EBR. Mit der Erweiterung von ausländischen Pro-
duktionskapazitäten und  Standortentscheidun gen 
werden die Wertschöpfungsketten der Unterneh-
men grenzüberschreitend reorganisiert. Diese Ent-
wicklungen führen zu strukturellen Veränderun-
gen grenzüberschreitender Arbeits- und Pro duk-
tionsorganisation in der EU, die auf die Praxis und 
die Reichweite betrieblicher und gewerkschaftli-
cher Interessenvertretungsarbeit einwirken. Ange-
sichts der Reorganisationen der Wertschöpfungs-
kette bei großen Unterschieden der jeweiligen 
Faktorkosten, Löhnen und nationalen Standort-
vorteilen, sehen sich die Betriebsräte und Gewerk-
schaften in den Industrieunternehmen mit An-
forderungen konfrontiert, die sich im Kern um 
Fragen der Beschäftigungssicherung und der Ein-
haltung von (kollektivvertraglich vereinbarten) 
Arbeits- und Beschäftigungsbedingun gen drehen. 

Die Produktionsverlagerungen in Länder mit 
geringeren Fertigungskosten haben zu signifi -
kanten Beschäftigungseinbrüchen insbesondere 
in der hiesigen Elektronikindustrie geführt (siehe 
Elektrolux 2006 und BenQ 2007) und forcieren 
die Suche nach betriebsrätlichen und gewerk-
schaftlichen Strategien und Instrumenten zur 
 Sicherung von Produktionsstandorten und Be-
schäftigung. Im Zentrum stehen in diesem Kon-
text die Fragen, ob Betriebsräte und Gewerk-
schaften auf die Standortsicherung und Gestal-
tung der Internationalisierungs- und Verlage-
rungsstrategien einwirken können und welche 
Handlungsoptionen sich ihnen hierbei bieten. 
Die Innovationsfähigkeit und die Kompetenzent-
wicklung der betrieblichen und gewerkschaft-
lichen Akteure sind dabei die Schlüsselfaktoren 
des wirtschaftlichen Erfolgs und der Beschäfti-
gungsstabilität im globalen Wettbewerb.

Standortvorteile vergleichen – 
Arbeitsplätze sichern

Im Rahmen des Sozialen Dialogs zwischen EBR 
und Management müssen die realen Kosten von 
Entscheidungen über den Aufbau internationaler 
Produktionsstandorte erfasst und offen gelegt 
werden, um den Beschäftigten und ihren Interes-
senvertretern die Möglichkeit zu geben, Alterna-
tivvorschläge zu Standortverlagerungen zu ent-
wickeln, die dann vom Management angehört 
werden müssen. Die IG Metall hat dazu das Ak-
tionsprogramm „Besser statt billiger“ entwickelt 
und Handlungshilfen für Betriebsräte bei Stand-
ortentscheidungen erarbeitet.4 Grundlage dieser 
Handlungshilfen stellen Panel-Untersuchungen 
des Fraunhofer Instituts für System- und Innova-
tionsforschung (ISI) in Karlsruhe dar.5 Das Fraun-
hofer Institut kommt zu dem Ergebnis, dass lang-
fristig erfolgreiche Unternehmen auch an ihren 
deutschen Standorten kontinuierlich ein Beschäf-
tigungswachstum zu verzeichnen haben. Sie posi-
tionieren sich vorrangig über innovative Techno-
logien und Lösungen im Wettbewerb und in -
vestieren überdurchschnittlich in Forschung und 
Entwicklung. Sie sind nicht nur bei Produkt-, 
sondern auch bei Prozessinnovationen führend. 
Aus diesem Zusammenspiel errechnet das ISI Pro-
duktivitätssprünge von 15 bis 30% an bestehen-
den deutschen Standorten, die aber bei kosten-
orientierten Standortvergleichen in der Regel 
nicht kalkuliert werden. 

Auch der Netzwerkbedarf und das Netzwerk-
potential am jeweiligen Standort haben einen 
hohen ökonomischen Wert, der nicht in Stand-
ortvergleiche einbezogen wird. Probleme beim 
Netzwerkaufbau im Ausland werden unter-
schätzt,  so  auch  die  Kosten  für  die  Betreuung 
und Koordination ausländischer Produktions-
standorte: Diese werden nicht immer verursa-
chungsgerecht zugewiesen, sind nicht selten hö-
her als vermutet und können in der Anlaufphase 
durchaus 10% der Gesamtkosten ausmachen. Zu-
dem schlagen die Qualifi zierungskosten mit etwa 
4,5% bis 9,5% der Gesamtkosten zu Buche. So 
schlussfolgert das Fraunhofer Institut, dass bei 
den Standortentscheidungen hemdsärmlige An-
sätze überwiegen. Vor allem die deutschen Stand-
orte werden in die Vergleichsrechnungen nicht 
mehr als Alternative einbezogen. Die Suche nach 
Alternativen ist durch interne Vorentscheidun-
gen bereits auf bestimmte Regionen Ost- und 
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Südosteuropas eher eingeschränkt. Produktivitäts-
vergleiche von Standortalternativen fi nden des-
halb in der Regel nicht auf einer fairen Basis un-
ter Berücksichtigung noch realisierbarer Opti-
mierungspotentiale an den bestehenden Stand-
orten statt. Aus der Sicht der Karlsruher Forscher 
ist die Annahme, dass sich die positiven Wirkun-
gen von Optimierungsmaßnahmen an bestehen-
den Standorten erst später einstellen als die Vor-
teile einer kostengünstigen Auslandsproduktion, 
durch die EBR mittels Expertise und Alternativ-
vorschlägen zu hinterfragen. Die empirischen Er-
fahrungen bei Standortentscheidung ins Ausland 
deuten darauf hin, dass einerseits bei der Erlös-
wirkung von Auslandsproduktionen mit erheb-
lichem Zeitverzug zu rechnen ist, andererseits 
der erwartete Erlös oftmals gar nicht erst realisiert 
wird. Zwischen Mitte 2004 und Mitte 2006 ver -
lagerten 15% aller Industrieunternehmen Teile 
der Produktion ins Ausland. Aber nicht jeder 
 Betrieb macht dabei gute Erfahrungen. Jedes 
sechste Unternehmen kehrte nach vier bis fünf 
Jahren nach Deutschland zurück. 

Schlussfolgerungen

Einseitig beschlossene Produktionsverlagerungen 
von Unternehmen aus den Kernländern der EU 
in die neuen Mitgliedstaaten – wie im aktuellen 
Fall von Nokia – widersprechen allem, wofür die 
sozialen Bürgerrechte in der EU, der Soziale Dia-
log und die Europäischen Betriebsräte seit den 
1980er Jahren entwickelt worden sind. Die sozia-
len Bürgerrechte zielen auf die Institutionali-
sierung eines Europäischen Sozialmodells des In-
teressenausgleichs zwischen Kapital und Arbeit 
als funktionierendes Pendant zur Wirtschafts- 
und Währungsunion. 

Der Soziale Dialog mit seinem Kernstück 
EBR beabsichtigt, Arbeitnehmer an unterschiedli-
chen Standorten in mehreren Ländern gleichzei-
tig über die Unternehmensentwicklung zu infor-
mieren, damit sie nicht gegeneinander ausge spielt 
oder vor vollendete Tatsachen gestellt werden. 

Dafür gibt es auch positive Beispiele, wie die Aus-
einandersetzung um den Erhalt der europäischen 
Standorte von General Motors in den Jahren 
2004–2007 und hier speziell des Opel-Standorts 
in Bochum zeigt. Laut des Gesetzes über Europä-
ische Betriebsräte muss die Konzernleitung den 
EBR über außergewöhnliche Umstände, die er-
hebliche Auswirkungen auf die Interessen der Ar-
beitnehmer haben, rechtzeitig unter Vorlage der 
erforderlichen Unterlagen unterrichten und auf 
Wunsch auch Alternativkonzepte anhören. Recht-
zeitig bedeutet in diesem Zusammenhang, dass 
die Entscheidungen von der Konzernleitung noch 
nicht getroffen sein dürfen und eine Berücksich-
tigung der Vorstellungen des EBR noch möglich 
ist. Genau dies haben die Arbeitnehmervertreter 
von GM-Europe durch die Arbeit eines transna ti-
o nalen Gewerkschaftsnetzwerkes (Delta) erreicht. 
Es ist deshalb unbestritten, dass einseitige Ankün-
digungen von Produktionsverlagerungen, de nen 
keine Konsultationen im Rahmen des EBR vo-
rausgegangen sind, mit den Intentionen des So-
zialen Dialogs nichts zu tun haben. Im Fall Nokia 
ist bekannt, dass eine Information und Konsulta-
tion des EBR nicht erfolgte und so wird diesem 
Recht vor dem Europäischen Gerichtshof (EuGH) 
durch eine Klage nunmehr Geltung verschafft.

Der Fall Nokia unterstreicht aber auch, dass 
der Soziale Dialog und die EBR in Zukunft ihre 
Repräsentativität und ihre Expertisefähigkeit durch 
einen verbesserten Organisationsgrad und durch 
Einbringung von Mitbestimmungsrechten bei 
Standortentscheidungen (VW-Gesetz) auszubau-
en haben, denn schließlich sind eine qualifi zierte 
Mitbestimmung der Arbeitnehmer und der darauf 
aufbauende Soziale Dialog das eigentliche Fun-
dament des Europäischen Sozialmodells. Der So-
ziale Dialog konnte bislang seine soziale Binde-
kraft noch nicht voll entfalten und seine Wirkung 
auf Verhandlungen bei Standortverlagerungen war 
bislang gering. Hier können in Zukunft grenz-
überschreitende Gewerkschaftsnetzwerke auf der 
Ebene multinationaler Unternehmen – wie der 
Fall GM-Europe zeigt – unterstützend wirken.
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